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Bürgerforum Energieland Hessen 

Windenergie in Hessen: Genauere 
Prognosen zum Schallimmissions-
schutz durch Umsetzung der 
neuen LAI-Hinweise  

Kurzinformation 
 

Zusammenfassung   

Bei Windenergieanlagen spielt der Lärmschutz eine große Rolle. Eine Grundlage für die Genehmigung 

durch die Behörden ist die Prognose der zu erwartenden Geräuschbelastung auf die Umgebung mit dem 

Nachweis der Einhaltung der Immissionsrichtwerte. Neuere Erkenntnisse zeigen, dass es mit dem in der 

TA Lärm vorgegebenen Berechnungsverfahren bei größeren Entfernungen zu Abweichungen zwischen 

den berechneten Prognosen und den tatsächlich gemessenen Immissionen kommen kann. Daher hat 

die Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz (LAI) –  ein Arbeitsgremium der Umweltmi-

nisterkonferenz – im November 2017 überarbeitete Hinweise zum Schallimmissionsschutz bei Windkraft-

anlagen mit einem neuen Berechnungsverfahren – dem sogenannten Interimsverfahren – veröffentlicht. 

Dieses führt zu realistischeren Schallprognosen von insbesondere höheren Windenergieanlagen und 

damit zu größerer Beurteilungssicherheit bei der Genehmigung. Mit dem Erlass vom 22. November 2017 

wurden die neuen LAI-Hinweise in Hessen zur verbindlichen Anwendung durch die Genehmigungsbe-

hörden eingeführt. Die vorliegende Kurzinformation gibt Antworten auf Fragen zu den neuen LAI-Hinwei-

sen und den daraus resultierenden Änderungen in Hessen. 

 

 

Hintergrund und Einordnung 

Wie wird der Lärmschutz bei Windenergie-
anlagen rechtlich geregelt?  

Nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz 

(BImSchG) müssen genehmigungsbedürftige 

Windenergieanlagen vorgegebene Immissions-

richtwerte einhalten. Zum Nachweis muss der 

Antragsteller im Genehmigungsverfahren eine 

Schallprognose vorlegen. Das Prognoseverfah-

ren erfolgt bundeseinheitlich nach den Regelun-

gen der Technischen Anleitung zum Schutz ge-

gen Lärm (TA Lärm). Bei den Prognosen werden 

die Vorbelastung durch ggf. bereits bestehende 

Anlagen, andere Vorbelastungen, z. B. durch 

Industrie und Gewerbe (nicht durch Verkehr) so-

wie die Zusatzbelastung durch die neuen Wind-

energieanlagen berücksichtigt. 

Warum wurde ein neues Prognoseverfah-
ren – das Interimsverfahren – für Wind-
energieanlagen entwickelt? 

Anlass für das neue Schallprognoseverfahren 

waren Untersuchungsergebnisse in Nordrhein-

Westfalen, die eine systematische Abweichung 

zwischen den berechneten Prognosen und den 

tatsächlich gemessenen Schallimmissionen in 

einer Entfernung ab 500 Metern zur Windener-

gieanlage ergaben. Daher hat der Normenaus-

https://www.gesetze-im-internet.de/bimschg/
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_26081998_IG19980826.htm
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schuss Akustik ein neues Verfahren, das soge-

nannte Interimsverfahren, veröffentlicht. Dieses 

Verfahren wurde in die neuen LAI-Hinweisen 

zum Schallimmissionsschutz bei Windkraftanla-

gen aufgenommen. Es beruht auf neueren Er-

kenntnissen der Schallausbreitung und ermög-

licht eine realistischere Berechnung der Schal-

limmissionen durch Windenergieanlagen, wohl-

wissend, dass die Diskussion um die Entwick-

lung eines Schallausbreitungsmodells für Wind-

energieanlagen noch nicht abgeschlossen ist 

(daher „interim“ = vorläufig) und eine oberge-

richtliche Entscheidung, die das Interimsverfah-

ren bestätigt, noch aussteht. 

Worin bestehen die Unterschiede zwi-
schen dem bisherigen und dem neuen 
Prognoseverfahren? 

Grundlage der Prognosen sind die technischen 

Kenndaten der Anlagen sowie die Ausbreitungs-

bedingungen vor Ort. Hierzu gehören z. B. 

1. die Bodendämpfung, 2. Schallleistungspegel 

und Luftabsorption, 3. ein meteorologischer Kor-

rekturfaktor und 4. ein Sicherheitszuschlag. Än-

dern sich hier die Annahmen, hat dies Einfluss 

auf das Ergebnis. 

1. Das nach der TA Lärm vorgeschriebene alter-

native Verfahren der DIN ISO 9613-2 gilt für die 

Berechnung der Schallausbreitung von boden-

nahen Quellen (bis 30 Meter mittlere Höhe), bei 

denen von einer schalldämpfenden Wirkung 

durch die Bodenoberfläche auszugehen ist. Bei 

den heutigen Nabenhöhen der Windenergiean-

lagen von über einhundert Metern spielt die Bo-

dendämpfung nur eine untergeordnete Rolle für 

die Ausbreitung des Schalls. Daher bezieht das 

Interimsverfahren diese nicht mehr in die Be-

rechnungen ein. Dadurch kann es für hohe, neue 

WEA in kurzen Abständen sogar zu geringeren 

berechneten Beurteilungspegeln kommen als im 

alten Modell, während im Abstandsbereich um 

etwa 1.000 m eine Erhöhung möglich ist.  

2. Je nach Typ und Bauart strahlen WEA Schal-

lemissionen frequenzabhängig unterschiedlich 

stark ab. Während ältere Anlagen Schall eher im 

niederfrequenten Spektrum abstrahlen, ist das 

Spektrum neuer Anlagen oftmals höherfrequent. 

Im bisher verwendeten alternativen Verfahren 

                                                        

1 Veröffentlichung vom 20.11.2017 

wurden diese Unterschiede nicht ausreichend 

berücksichtigt. Während das alternative Verfah-

ren die Dämpfung der Luft mit einem pauschalen 

Wert berücksichtigte, wird im Interimsverfahren 

die Dämpfung frequenzabhängig und damit rea-

listischer ermittelt. In der Regel führt dies bei 

neueren Anlagen zu einer Absenkung des Beur-

teilungspegels.  

3. Das alternative Verfahren rechnet ab einem 

Abstand von mehr als der zehnfachen Anlagen-

höhe einen meteorologischen Korrekturfaktor 

mit ein. Dieser findet im Interimsverfahren keine 

Anwendung mehr. 

4. Um zusätzlich Unsicherheiten auszugleichen, 

wird bei der Beurteilung noch ein Sicherheitszu-

schlag berücksichtigt. Im bisherigen Verfahren 

beträgt dieser 1,5 Dezibel, beim Interimsverfah-

rens aufgrund der größeren Prognosegenauig-

keit nun 1 Dezibel.  

Was bedeutet die Anwendung des Inte-
rimsverfahrens für die Planung und den 
Betrieb von Windenergieanlagen? 

Die Berechnungen mit dem Interimsverfahren 

ergeben eine realistischere Einschätzung der 

Schallausbreitung. Ob sich höhere oder niedri-

gere Prognosewerte ergeben, kann nicht pau-

schal beantwortet werden. Rein rechnerisch ist 

aufgrund der Bodendämpfung eine maximale 

Abweichung von 4,8 Dezibel möglich, in der Pra-

xis liegen diese bei 0 bis 4,5 Dezibel. Festgehal-

ten werden kann, dass sich für aktuelle Windan-

lagentypen ab einer Entfernung von 1.000 Me-

tern höhere berechnete Beurteilungspegel erge-

ben können. 

Umsetzung in Hessen 

Müssen die LAI-Hinweise in Hessen ver-
bindlich angewendet werden? 

Die neuen LAI-Hinweise wurden nach der 

Kenntnisnahme durch die Bundesumweltminis-

terkonferenz im November 2017 veröffentlicht1. 

Dabei handelt es sich jedoch nicht um eine bun-

desweit rechtsverbindliche Vorschrift, sondern 

um eine Empfehlung, deren Umsetzung den 

Bundesländern überlassen bleibt. 

https://www.lai-immissionsschutz.de/documents/20171201-top09_1_anlage_lai_hinweise_wka-_stand_2016_06_30_veroeffentlicht_2_1512116255.pdf
https://www.lai-immissionsschutz.de/documents/20171201-top09_1_anlage_lai_hinweise_wka-_stand_2016_06_30_veroeffentlicht_2_1512116255.pdf
https://www.lai-immissionsschutz.de/documents/20171201-top09_1_anlage_lai_hinweise_wka-_stand_2016_06_30_veroeffentlicht_2_1512116255.pdf
https://www.lai-immissionsschutz.de/Aktuelles.html?newsID=429
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Das Land Hessen hat mit dem Erlass vom 

22. November 2017 als eines der ersten Bun-

desländer die LAI-Hinweise verbindlich und mit 

sofortiger Wirkung eingeführt. Die Genehmi-

gungsbehörden sind somit verpflichtet, das Inte-

rimsverfahren zur Beurteilung der von Wind-

energieanlagen ausgehenden Geräusche anzu-

wenden. 

Gelten die LAI-Hinweise für geplante und 
bereits genehmigte Windenergieanlagen? 

Die LAI-Hinweise gelten seit 22. November 2017 

für alle Windenergieanlagen in Hessen, die sich 

in einem Genehmigungsverfahren befinden. Da 

nicht ausgeschlossen werden kann, dass ge-

nehmigte Anlagen bei der Neubewertung nach 

dem Interimsverfahren nicht mehr den Anforde-

rungen an den Schallschutz gerecht werden, hat 

das Land Hessen mit dem Erlass vom 17. Mai 

2018 auch eine Überprüfung der bestehenden 

Anlagen entsprechend der LAI-Hinweise veran-

lasst.  

Werden alle Windenergieanlagen in  
Hessen auf Einhaltung der neuen LAI-Hin-
weise überprüft? 

Ziel ist, alle genehmigten Windenergieanlagen in 

Hessen spätestens bis Mitte 2021 zu überprü-

fen. Priorität haben dabei jene Anlagen, bei de-

nen am ehesten Handlungsbedarf zu erwarten 

ist, z. B. weil konkrete Anhaltspunkte nahelegen, 

dass eine Überschreitung des Immissionsricht-

wertes nicht ausgeschlossen werden kann. 

Wie wird die Überprüfung vor sich gehen 
und weshalb kann dies bis zu drei Jahren 
dauern? 

Die Überprüfung der rund 1.100 genehmigten 

Anlagen durch die Regierungspräsidien erfolgt 

nach dem Überwachungskonzept in einem ge-

stuften Verfahren. 

Zunächst wird anhand der Genehmigungsunter-

lagen überprüft, ob weitergehende Überwa-

chungsmaßnahmen in Form von Messungen 

oder Neuberechnungen erforderlich sind. 

Dies ist nicht der Fall, wenn eine der folgenden 

Voraussetzungen erfüllt ist: 1. der Prognosewert 

liegt 4,8 Dezibel unter dem vor Ort gültigen 

Richtwert, 2. der Abstand zur Windenergiean-

lage ist größer als drei Kilometer, 3. es liegt be-

reits eine Abnahmemessung am Immissionsort 

vor, 4. die Prognose wurde mit dem Interims-

verfahren durchgeführt.  

In allen anderen Fällen sind weitere Überwa-

chungsmaßnahmen notwendig. Die Überwa-

chungsbehörde fordert den Betreiber auf, entwe-

der eine Neuberechnung nach dem Interimsver-

fahren vorzulegen oder eine Überwachungs-

messung vorzunehmen. Die Entscheidung für 

eine der Maßnahmen ist dem Betreiber überlas-

sen. 

Die Überwachungsmessung ist an zahlreiche 

Bedingungen geknüpft, deren Einhaltung eine 

gewisse Herausforderung darstellt: So dürfen 

z. B. Hintergrundgeräusche wie Straßenlärm die 

Messungen nicht beeinflussen. Weiterhin muss 

geklärt werden, ob Volllastbetrieb erforderlich 

ist. Es müssen geeignete Witterungsbedingun-

gen gegeben sein (kein Regen, Schnee oder 

Frost) und die Windgeschwindigkeit muss aus-

reichend hoch sein. Gerade die Witterungsbe-

dingungen können zu einer langen Wartezeit für 

die Messung führen. Und zuletzt muss auch die 

aufwändige Messtechnik zum richtigen Zeit-

punkt zur Verfügung stehen. Wenn die richtigen 

Rahmenbedingungen am Standort nicht gege-

ben sind, können für die Messungen Er-

satzimmissionsorte nach den Vorgaben der TA 

Lärm ausgewählt und entsprechende Rückrech-

nungen durchgeführt werden.  

Welche Maßnahmen werden ergriffen, 
wenn die Immissionsrichtwerte nicht ein-
gehalten werden? 

Werden die zulässigen Immissionsrichtwerte 

deutlich überschritten, wird in der Regel eine An-

passung der Betriebsweise der Anlage ausrei-

chend sein (z. B. zeitweise Drosselung). Diese 

wird sich voraussichtlich ausschließlich auf den 

Nachtbetrieb zwischen 22.00 und 6.00 Uhr be-

schränken. Der Tagbetrieb wird von Drosselun-

gen eher unberührt bleiben, da hier wie bei an-

deren Schallquellen auch deutlich höhere Im-

missionsrichtwerte gelten. So beträgt z. B. der 

zulässige Immissionsrichtwert im Allgemeinen 

Wohngebiet in der Nacht 40 Dezibel, am Tag 

aber 55 Dezibel. 

Bei geringfügigen Überschreitungen der zulässi-

gen Immissionsrichtwerte ist nach den Regelun-

gen der TA Lärm von der Überwachungsbe-

hörde zu prüfen, ob eine Anordnung an den Be-

treiber verhältnismäßig ist.  
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Muss der Anlagenbetreiber bei der Über-
prüfung mitwirken? 

Der Betreiber ist dauerhaft in der Pflicht, die Im-

missionsrichtwerte einzuhalten und hat der Be-

hörde die notwendigen Daten zum Nachweis 

vorzulegen. Die Behörde ist verpflichtet, die Ein-

haltung der Vorgaben im Genehmigungsbe-

scheid zu überwachen und kann die dazu not-

wendigen Daten beim Betreiber auch auf Verlan-

gen anfordern. Es handelt sich dabei um ein üb-

liches Verfahren, das im BImSchG geregelt ist. 

Könnten Windkraftbetreiber bei eventuell 
nötig werdenden Betriebseinschränkun-
gen rechtlich dagegen vorgehen und z. B. 
Schadenersatz fordern? 

Notwendige Betriebsbeschränkungen, die sich 

aus der Überprüfung ergeben, müssen durch die 

Genehmigungsbehörde per Anordnung nach 

§ 17 BImSchG erfolgen. Eine Anordnung ist ein 

Verwaltungsakt und gerichtlich überprüfbar. Hier 

unterscheiden sich Windenergieanlagen nicht 

von anderen nach dem BImSchG genehmi-

gungsbedürftigen Anlagen. Da der Betreiber 

eine Betriebseinschränkung erst dann durchfüh-

ren muss, wenn die Anordnung rechtskräftig ist 

(z. B. durch Abweisung der Klage des Betreibers 

gegen die Anordnung), besteht auch kein An-

spruch auf Schadensersatz. 

Welche Rechte haben Anwohner, wenn 
sie vermuten, dass eine Windenergiean-
lage zu laut ist? 

Anwohner haben ein Recht darauf, dass die Auf-

lagen im Genehmigungsbescheid eingehalten 

werden. Wenn sie vermuten, dass dies nicht der 

Fall ist, können sie sich an das zuständige Re-

gierungspräsidium wenden, das für die Geneh-

migung und Überwachung zuständig ist. Die Be-

hörde führt bei Beschwerden selbst Schallpegel-

messungen durch oder ordnet diese an. 

Kann die Überprüfung ergeben, dass sich der 

Windenergie-Ausbau in Hessen grundlegend 

verändert? 

Nach aktuellen Einschätzungen sind in Hessen 

voraussichtlich keine größeren Abweichungen 

und Anpassungen an den Standorten zu erwar-

ten. Erste vorläufige Ergebnisse der Überwa-

chung zeigen, dass nur ein kleiner Teil der 

Windenergieanlagen von Einschränkungen in ih-

rem Nachtbetrieb betroffen ist. Insofern sind die 

Auswirkungen hinsichtlich des Ausbauziels der 

Windenergie auf zwei Prozent der Landesfläche 

gering. 

Weiterführende Informationen 

Agatz, Monika: Die Einführung der neuen LAI-

Hinweise zum Schallimmissionsschutz bei 

Windkraftanlagen aus Sicht der Unteren Immis-

sionsschutzbehörde. ZNER 2017, Heft 6 

Bund/Länder Arbeitsgemeinschaft für Immissi-

onsschutz (LAI): Hinweise zum Schallimmissi-

onsschutz bei Windkraftanlagen (WKA). Stand 

30.06.2016 (Link) 

DIN/VDI-Normenausschuss Akustik, Lärmmin-

derung und Schwingungstechnik (NALS): Doku-

mentation zur Schallausbreitung –  Interimsver-

fahren zur Prognose der Geräuschimmissionen 

von Windkraftanlagen, Fassung 2015-05.1 

(Link) 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umweltein-

wirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräu-

sche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge 

(Bundes-Immissionsschutzgesetz –  BImSchG), 

2013, zuletzt geändert 2017 (Link) 

Hessisches Ministerium für Umwelt, Klima-

schutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 

Verfahrenshandbuch zum Vollzug des BImSchG 

- Durchführung von Genehmigungsverfahren bei 

Windenergieanlagen, 2017 (Link) 

LAI: Hinweise zum Schallimmissionsschutz bei 

Windkraftanlagen (WKA). Stand 30.06.2016 

(Link) 

Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm 

(TA Lärm) (Link) 

Kontakt 

Hessische LandesEnergieAgentur (LEA) 

HA Hessen Agentur GmbH 

Konradinerallee 9 

65189 Wiesbaden 

lea@hessen-agentur.de 

www.landesenergieagentur-hessen.de 
 

https://www.lai-immissionsschutz.de/documents/20171201-top09_1_anlage_lai_hinweise_wka-_stand_2016_06_30_veroeffentlicht_2_1512116255.pdf
https://www.din.de/de/mitwirken/normenausschuesse/nals/dokumentation-zur-schallausbreitung-interimsverfahren-zur-prognose-der-geraeuschimmissionen-von-windkraftanlagen-fassung-2015-05-1-85310
https://www.gesetze-im-internet.de/bimschg/BImSchG.pdf
https://www.hlnug.de/fileadmin/downloads/luft/genehmigungsformulare/VHB_Genehmigungsverfahren.pdf
https://www.lai-immissionsschutz.de/documents/20171201-top09_1_anlage_lai_hinweise_wka-_stand_2016_06_30_veroeffentlicht_2_1512116255.pdf
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_26081998_IG19980826.htm
mailto:lea@hessen-agentur.de
http://www.landesenergieagentur-hessen.de/

